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Gegenstand der Untersuchung

Das Kapitalanlegermusterverfahrensgesetz (KapMuG) ist 2005 erstmals in
Kraft getreten. Der Gesetzgeber hatte es dabei mit einer sog. „Sunset-Klau-
sel“ versehen, wonach das KapMuG am 1. November 2010 außer Kraft tre-
ten würde (Art. 9 Abs. 2 des Gesetzes zur Einführung von Kapitalanleger-
musterverfahren). Die von vornherein ins Auge gefasste Evaluation des
KapMuG von 20051 dokumentierte einige Defizite des neu konzipierten
Musterverfahrens, die im weiteren Gesetzgebungsverfahren Berücksichti-
gung finden sollten. Um sich die hierfür notwendige Zeit zu verschaffen
und weitere (bis dato noch wenige) Erfahrungen zu sammeln,2 verlängerte
der Gesetzgeber die Geltungsdauer des KapMuG mit Gesetz vom
24.07.2010 zunächst bis zum Ablauf des 1. November 2012.3 Mit der Re-
form von 20124 trat schließlich das nun geltende KapMuG in Kraft, das
wiederum mit einer „Sunset-Klausel“ zum 1. November 2020 versehen ist.

Als Sondergesetz im Bereich des Kapitalanlegerrechts verfolgt es das
Ziel, Massenverfahren5 in Fällen fehlerhafter Kapitalmarktinformationen
durch die jeweiligen Emittenten oder ihre Begleiter zu kanalisieren und
dadurch eine zeit- und kosteneffektive Rechtsverfolgung zu ermöglichen.6
Auslöser hierfür war das sog. „Telekomverfahren“, bei dem mehr als
15.000 Kläger7 Schadensersatzansprüche im Zusammenhang mit dem drit-
ten Börsengang der Telekom erhoben.8 Diese Klagewelle offenbarte
Schwächen des Zivilprozessrechts, die bei der massenhaften Geltendma-

Kapitel 1:

1 Halfmeier/Rott/Feess, Kollektiver Rechtsschutz im Kapitalmarktrecht.
2 BT-Drucks. 17/2095, S. 17.
3 BGBl I, S. 977.
4 BGBl I, S. 2181; vgl. für eine Übersicht zu zentralen Änderungen Meixner, ZAP

Fach 8, 479 ff.
5 Mit dem Begriff des „Massenverfahrens“ sind im vorliegenden Zusammenhang

Verfahren gemeint, bei denen Geschädigte ähnliche Schäden aufgrund ähnlicher
Sachverhalte gegen i.d.R. die gleichen Beklagten haben.

6 BT-Drucks. 17/8799, S. 16.
7 Pressemitteilung des LG Frankfurt a. M. v. 08.06.2004, abrufbar unter https://lg-fra

nkfurt-justiz.hessen.de/irj/LG_Frankfurt_Internet?cid=74d02f95925f9afb90646534f
a22727 b (Stand 12.05.2017).

8 Zum Einfluss des Telekomverfahrens auf die Genese des KapMuG Gängel/Huth/
Gansel, in: Heidel, Vorb. KapMuG Rn. 4; Kruis, in: HB-HGR, Kap. 31 Rn. 3; Ass-
mann, in: FG Vollkommer, S. 119, 120; Behrendt/Freiin von Enzberg, RIW 2014, 253,
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chung potentiell geringer Schäden aufgrund eines im Wesentlichen glei-
chen Lebenssachverhalts auftreten. In sachlicher Hinsicht handelte es sich
um Schadensersatzansprüche infolge der Fehlerhaftigkeit des Börsenpro-
spekts der Telekom AG nach dem Wertpapierprospektgesetz (WpPG) so-
wie aus culpa in contrahendo oder vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung.9
Die vom Gesetzgeber ausgemachte Schwäche der Regelungen der ZPO
wurde vor allem darin erblickt, dass langwierige Beweisaufnahmen in je-
dem einzelnen dieser Verfahren vorgenommen werden müssen, obwohl
deren Ergebnisse in gewissem Umfang für alle Betroffenen gleichermaßen
relevant sind.10 Überdies erkannte man das Problem der rationalen Apa-
thie,11 wonach Anleger einen verhältnismäßig geringen Schaden trotz posi-
tiver Erfolgsaussichten ggf. nicht einklagen, weil das damit verbundene fi-
nanzielle Risiko in Anbetracht exorbitant hoher Sachverständigenkosten
für die Feststellung der Fehlerhaftigkeit eines Prospekts in keinem Verhält-
nis zu den geltend gemachten Schäden steht.12 Schon die Informationsbe-
schaffung zur Evaluierung der Erfolgsaussichten kann schon derart teuer
und aufwendig sein, dass ein Kapitalanleger davon absieht, diesen Weg zu
gehen.

257; Bergmeister, S. 8 f.; Hess, ZIP 2005, 1713. Der erste Musterentscheid im Tele-
kom-Verfahren (v. 16.05.2012 – 23 Kap 1/06, NZG 2012, 747) wurde mit Be-
schluss des BGH vom 21.10.2014 (XI ZB 12/12, NJW 2015, 236) teilweise aufge-
hoben, vgl. hierzu Amort, NJW 2015, 1276. Das OLG Frankfurt erließ mit Beschl.
v. 30.11.2016 – 23 Kap 1/06, AG 2017, 323 nunmehr den zweiten Musterent-
scheid. Die Rechtsbeschwerde hiergegen ist beim BGH unter dem Az. XI ZB
24/16 anhängig. Vgl. zum Telekomverfahren Möllers/Steinberger, NZG 2015,
329 ff.

9 In § 1 Abs. 1 KapMuG wurde der sachliche Anwendungsbereich des KapMuG
entsprechend auf (Nr. 1) Schadensersatzansprüche wegen Verwendung einer fal-
schen oder irreführenden öffentlichen Kapitalmarktinformation, (Nr. 2) Scha-
densersatzansprüche wegen Verwendung einer falschen oder irreführenden öf-
fentlichen Kapitalmarktinformation oder wegen Unterlassung der gebotenen
Aufklärung darüber, dass eine öffentliche Kapitalmarktinformation falsch oder
irreführend ist und (Nr. 3) Erfüllungsansprüche aus Vertrag, der auf einem Ange-
bot nach dem WpÜG beruht, festgelegt.

10 Gängel/Huth/Gansel, in: Heidel, Vorb. KapMuG Rn. 8.
11 Zur Relevanz der rationalen Apathie im kapitalmarktrechtlichen Haftungspro-

zess Bergmeister, S. 27; Eichholtz, S. 11; Fleischer, 64. DJT, Gutachten F, 13, 115 f.;
Tilp/Schiefer, NZV 2017, 14.

12 Kruis, in: HB-HGR, Kap. 31 Rn. 6; Wolf/Lange, in: Vorwerk/Wolf, Einl. Rn. 1. Die
Bedeutung der rationalen Apathie kann in Anbetracht der hohen Anzahl der Klä-
ger im „Telekomverfahren“ jedoch durchaus angezweifelt werden.
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In Ansehung dieser Befunde entschloss sich der Gesetzgeber in einem
bemerkenswert straffen Gesetzgebungsprozess13 dazu, ein neues Instru-
ment für die Bewältigung von derartigen Massenverfahren einzuführen.
Nach Evaluierung unterschiedlicher Formen kollektiver Streitbeilegung14

– insbesondere der US-amerikanischen Sammelklage (class action) – wurde
das neuartige Musterverfahren eingeführt,15 das sich (bisher) nicht in die
der ZPO oder anderen Verfahrensordnungen bekannten Verfahrensarten
einordnen lässt. Naturgemäß ruft die Einführung eines neuen prozessua-
len Instituts Fragen auf, deren Beantwortung sowohl die Wissenschaft als
auch Praxis beschäftigt.

Ziel dieser Arbeit ist zum einen die Bestimmung des Streitgegenstands
des Musterverfahrens. Eine rechtssichere Handhabung des Streitgegen-
stands ist in Anbetracht der sich mit seiner Bestimmung ergebenden Im-
plikationen für die Ausgangverfahren zentral für das Erreichen der mit
dem KapMuG verfolgten Ziele. Hier soll zunächst eine grobe Skizzierung
des Ablaufs des Musterverfahrens16 genügen, um in die Thematik der Ar-
beit einzuführen: Ausgangspunkt des Musterverfahrens des KapMuG sind
die im Folgenden als Ausgangsverfahren bezeichneten klassischen „Zwei-
Parteien-Prozesse“, auf die die ZPO im Grundsatz zugeschnitten ist.17 Mit
diesen sind herkömmliche Klagen von geschädigten Anlegern gemeint, die
gegen den Emittenten oder andere für die Fehlerhaftigkeit einer öffentli-
chen Kapitalmarktinformation Verantwortlichen geführt werden. Das
KapMuG eröffnet in solchen Verfahren – sofern der sachliche Anwen-
dungsbereich des KapMuG eröffnet ist – sowohl den Klägern als auch den
Beklagten die Möglichkeit, einen Musterverfahrensantrag auf Einleitung
des Musterverfahrens zu stellen, in dem Feststellungen zum Vorliegen
oder Nichtvorliegen anspruchsbegründender oder anspruchsausschließen-
der Voraussetzungen oder die Klärung von Rechtsfragen (sog. Feststel-

13 Hess, in: KölnKomm, Einl. Rn. 20; Maier-Reimer/Wilsing, ZGR 2006, 79, 80.
14 Vgl. v. Bar, 62. DJT, Gutachten A, 9, 80 ff., Heitzig, S. 6 ff. und Leufgen, S. 28 ff. zu

bestehenden Bündelungsmöglichkeiten; vgl. Stadler, in: Kollektiver Rechtsschutz
im Zivilprozeß, Gruppenklagen, Verbandsmusterklagen, Verbandsklagebefugnis
und Kosten des kollektiven Rechtsschutzes, 1, 24 ff. zur Einführung einer Grup-
penklage sui generis; Hopt/Baetge, in: Die Bündelung gleichgerichteter Interessen
im Prozess, Verbandsklage und Gruppenklage S. 11 ff. zur Verbands- und Grup-
penklage; Haß, Die Gruppenklage, S. 337.

15 Schmitz, in: Habersack/Mülbert/Schlitt, § 33 Rn. 4; Bergmeister, S. 7; Pfitzer/Oser/
Orth, S. 171; Wigand, ZBB/JBB 2012, 194; Wolf, NJW-Sonderheft 2005, 13, 18; Zy-
pries, ZRP 2004, 177.

16 Vgl. hierfür auch Reuschle, S. 29 f.
17 Lindacher, in: MüKo, ZPO, Vorb. zu § 50 Rn. 9.
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lungsziele) getroffen werden. Diese Musterverfahrensanträge werden so-
dann in einem elektronischen Klageregister bekannt gemacht. Sofern in
zehn dieser Verfahren Musterverfahrensanträge gestellt wurden, die gleich-
gerichtet sind, fasst das Gericht, in dem der erste zulässige Musterverfah-
rensantrag gestellt wurde (§ 6 Abs. 2 KapMuG), einen Vorlagebeschluss, in
dem die Feststellungsziele und der diesen zugrunde liegende Sachverhalt
dargestellt werden müssen. Mit dem Erlass des Vorlagebeschlusses wird
das Musterverfahren vor dem Oberlandesgericht eingeleitet. § 8 KapMuG
ordnet die Aussetzung der Ausgangsverfahren an, in denen die Entschei-
dung des Rechtsstreits von den Feststellungen im Musterverfahren ab-
hängt. Die Einleitung eines weiteren Musterverfahrens ist für die dergestalt
ausgesetzten Verfahren ausweislich § 7 KapMuG nicht zulässig. Die Be-
stimmung des Gegenstands des Musterverfahrens wirkt sich daher wesent-
lich auf die Reichweite der Sperrwirkung (§ 7 KapMuG) und der Ausset-
zungspflicht (§ 8 KapMuG) aus; zudem determiniert der Streitgegenstand
die Zulässigkeit der Anmeldung von Forderungen nach § 10 Abs. 2
KapMuG;18 der Streitgegenstand ist schließlich für den Umfang des Mus-
terentscheids und eines Vergleichsgegenstands und damit letztlich für den
Umfang der Bindungswirkung19 der im Musterverfahren getroffenen Fest-
stellungen von essentieller Bedeutung. Ohne exakte Bestimmung des Mus-
terverfahrensgegenstands kann der genaue Umfang all dieser Wirkungen
nicht sinnvoll beschrieben werden.

Ausgehend vom Begriff des Streitgegenstands der ZPO soll vor dem
Hintergrund der mit der Einführung des KapMuG verfolgten Ziele daher
untersucht werden, wie der Streitgegenstand des Musterverfahrens und der
Gegenstand eines möglichen Vergleichs de lege lata ausgestaltet sind und de
lege ferenda sein könnten, um diese Ziele bestmöglich zu erreichen. Es soll
insbesondere der These nachgegangen werden, ob sich ein möglichst breit
verstandener Streitgegenstand – wie häufig vertreten20 – tatsächlich dafür
eignet, diese Ziele zu erreichen. Unter besonderer Berücksichtigung der

18 Zur Bedeutung des Lebenssachverhalts im Musterverfahren für die Anspruchsan-
meldung von Bernuth/Kremer, NZG 2012, 890.

19 Zur Bindungswikrung Assmann, in: FG Vollkommer, S. 119, 145 ff.; Gebauer,
ZZP 119 (2006), 159, 163 ff.; Leser, S. 167 ff.; Leufgen, S. 206 ff.

20 Vollkommer, in: KölnKomm, § 6 Rn. 20; Assmann, in: FG Vollkommer, S. 119,
130; Bergmann, in: FS Stilz, S. 71, 78; Erttmann/Keul, WM 2007, 482, 485; Haufe,
S. 75; Kilian, S. 40; Kuder, S. 146 f.; Möllers/Seidenschwann, NZG 2012, 1401, 1404;
Plaßmeier, NZG 2005, 609, 611; Smid/Mohr, DZWiR 2013, 343, 351; Wigand, WM
2013, 1884, 1891; wohl auch der Gesetzgeber, der davon spricht, dass „möglichst
alle geltend gemachten Streitpunkte“ zum Gegenstand des Musterverfahrens ge-
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Notwendigkeiten in der Praxis soll zudem der Versuch unternommen wer-
den, problematische Fallgruppen des Streitgegenstands zu beleuchten und
Kriterien zu entwickeln, die eine rechtssichere und -praktische Handha-
bung des Streitgegenstands ermöglichen. Dabei wird vor allem auf die
Fallgruppe unterlassener Kapitalmarktinformationen mit Blick auf die
zeitliche und sachliche Abgrenzung unterschiedlicher Streitgegenstände
sowie die Fallgruppe „mehraktiger Pflichtverletzungen“, in der die gleiche
fehlerhafte Kapitalmarktinformation mehrfach und ggf. unterschiedlich
verwendet wurde, eingegangen. Schließlich erfolgt eine Untersuchung des-
sen, ob sich das vorgefundene Ergebnis des Streitgegenstands des Muster-
verfahrens und der daraus folgenden Implikationen ohne Systembrüche in
die Systematik der ZPO einfügt.

Vor dem Hintergrund der zum Vergleichsgegenstand der ZPO ent-
wickelten Dogmatik befasst sich die Arbeit des Weiteren mit der Frage,
welchen Gegenstand und Inhalt ein möglicher Prozessvergleich im Mus-
terverfahren haben kann bzw. muss, um die im KapMuG normierten
Rechtswirkungen eintreten zu lassen. Auch in diesem Rahmen soll beson-
ders berücksichtigt werden, inwieweit die allgemeinen Grundsätze der
ZPO auf das KapMuG übertragen werden können.

macht werden sollen, BT-Drucks. 15/5695, S. 24; vgl. aus der Rechtsprechung LG
Braunschweig Vorlagebeschl. v. 05.08.2016 – 5 OH 62/16, BeckRS 2016, 14509, in
dem sich der Lebenssachverhalt über einen Zeitraum von acht Jahren erstreckt;
OLG Celle, Erweiterungsbeschl. v. 12.01.2017 – 13 Kap 1/16.
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Streitgegenstand

Streitgegenstandsbegriff der ZPO

Der Streitgegenstand der ZPO ist eines der am meisten bearbeiteten
Rechtsinstitute überhaupt.21 Dies lässt sich darauf zurückführen, dass der
Streitgegenstand trotz seiner enormen Bedeutung für den Zivilprozess22

nicht explizit normiert wurde und viele mit ihm verbundene Fragen nur
anhand wertender Entscheidungen, die sich aus den Grundsätzen der ZPO
ableiten lassen, beantwortet werden können. Der Diskussion soll im Rah-
men dieser Arbeit kein neuer Vorschlag zur Bestimmung des Streitgegen-
stands hinzugefügt werden, vielmehr gilt es, die bereits ausdifferenzierten
Auffassungen von dessen Bedeutung auf ihre Tauglichkeit zu untersuchen,
um die daraus gewonnenen Erkenntnisse sodann mit Blick auf das
KapMuG fruchtbar zu machen.

Bedeutung des Streitgegenstands

Vor der Einführung des staatlichen Gewaltmonopols im Bereich der Aus-
tragung privater Streitigkeiten setzten Gläubiger die ihnen (vermeintlich)
zustehenden Ansprüche gegen ihre Schuldner im Wege der Selbstjustiz
durch. Mit der Zwischenschaltung der rechtsdurchsetzenden Gewalt sollte
dies durch eine staatlich kontrollierte Vollstreckung abgelöst werden.23

Damit das Gericht aber in die Lage versetzt wird, den Streit zwischen den
Parteien anhand der objektiven Rechtslage zu entscheiden und der
Zwangsvollstreckung den Weg zu ebnen, muss ihm vorgetragen werden,
worüber sich die Parteien eigentlich streiten.24 Auch der Beklagte, der in

Kapitel 2:

I.

1.

21 Musielak, in: Musielak/Voit, Einl. Rn. 68; Beys, ZZP 105 (1992), 145, 146; Rüß-
mann, ZZP 111 (1998), 399, 400.

22 Seiler, in: Thomas/Putzo, Einl. II Rn. 2; Vollkommer, in: Zöller, Einl. Rn. 61.
23 Musielak, in: Musielak/Voit, Einl. Rn. 6; Prütting, in: Prütting/Gehrlein, Einl. 3;

Vollkommer, in: Zöller, Einl. Rn. 48; Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald,
§ 1 Rn. 12.

24 Saenger, in: Saenger, Einf. Rn. 97; Vollkommer, in: Zöller, Einl. Rn. 61, spricht in-
sofern zurecht von einem „Abgrenzungsproblem“; Baur, in: FS Bötticher, S. 1, 6;
Lüke, Rn. 383.
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der Regel unfreiwillig in den Prozess einbezogen wird, muss wissen, was
ihm vom Kläger vorgeworfen wird und wogegen er sich zu verteidigen
hat.25 Die Einführung des staatlichen Zivilprozesses stellt damit zugleich
die Geburtsstunde des Streits über die Frage, wie genau der Streitgegen-
stand des Zivilprozesses zu bestimmen ist, dar.

Effektiv ist die rechtsprechende Gewalt nur dann, wenn die von ihr ge-
troffene Entscheidung Bestand hat. Die Verhinderung der Selbstjustiz bei
der Vollstreckung privater Rechte setzt mit anderen Worten die Akzeptanz
des staatlichen Gewaltmonopols durch die Parteien voraus. Hier müssen
die von einem Gericht verkündeten Urteile in Bezug auf denselben Streit
die einzige verbindliche Entscheidung des Staates darstellen. Die genaue
Bestimmung des Streitgegenstands stellt sich vor diesem Hintergrund
nicht als bloße theoretische Auseinandersetzung begrifflicher Natur dar,
sondern als Notwendigkeit. Im Folgenden sollen die maßgeblichen Wei-
chenstellungen im Verlauf eines Zivilprozesses, die der Streitgegenstand
beeinflusst,26 dargestellt werden. Ausgangspunkt der Bestimmung des
Streitgegenstands ist die Klageschrift gem. § 253 ZPO. In dieser muss der
Kläger ausweislich § 253 Abs. 2 ZPO den Gegenstand und Grund des erho-
benen Anspruchs darlegen. Mit dem Anspruch meint die ZPO, wie noch
näher darzulegen sein wird,27 nicht den materiellen Anspruch, den der
Gläubiger gegen den Schuldner geltend macht, sondern den sog. prozes-
sualen Anspruch, der synonym zum Begriff des Streitgegenstands verwen-
det wird.28

Entgegenstehende Rechtshängigkeit

Eine der Hürden, die bei der Erhebung einer Klage überwunden werden
muss, ist in der Prüfung einer etwaig entgegenstehenden Rechtshängigkeit
nach § 261 ZPO zu sehen.29 Rechtshängigkeit eines prozessualen An-
spruchs liegt vor, wenn die Klageschrift des Klägers (§ 253 ZPO) dem Be-

a.

25 BGH, Urt. v. 03.04.2003 – I ZR 1/01, NJW 2003, 2317, 2318; v. Ungern-Sternberg,
GRUR 2009, 901, 907.

26 Prütting, in: Prütting/Gehrlein, Einl. Rn. 14; Hillach, in: Rohs/Rohs, S. 5; Vollkom-
mer, in: Zöller, Einl. Rn. 61.

27 Prütting, in: Prütting/Gehrlein, Einl. Rn. 2; Vollkommer, in: Zöller, Einl. Rn. 62.
28 Prütting, in: Prütting/Gehrlein, Einl. Rn. 17; Vollkommer, in: Zöller, Einl. Rn. 63.
29 Die Rechtshängigkeit stellt insofern eine negative Prozessvoraussetzung dar,

Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 261 Rn. 42; Foerste, in: Musielak/Voit, § 261
Rn. 9; Saenger, in: Saenger, § 261 Rn. 16.
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klagten wirksam zugestellt wurde,30 dieser mithin die Möglichkeit der
Kenntnisnahme vom Inhalt der Klageschrift erlangt hat. Die Rechtshän-
gigkeitssperre nach § 261 Abs. 3 Nr. 1 ZPO bewirkt, dass ein prozessualer
Anspruch, der bereits bei einem Gericht rechtshängig ist und damit im
dortigen Verfahren den Streitgegenstand bildet, nicht gleichzeitig am sel-
ben oder einem anderen Gericht geltend gemacht werden kann. So soll zu-
nächst verhindert werden, dass über denselben Gegenstand mehrere Ent-
scheidungen ergehen. Die von demselben Streitgegenstand umfassten An-
sprüche gewähren dem Gläubiger grundsätzlich nämlich nur einmal das
Recht, ein Tun oder Unterlassen vom Schuldner verlangen zu können. Er-
gingen aber zwei für den Kläger positive Entscheidungen, erhielte er
zwangsläufig auch zwei Vollstreckungstitel, mit denen er gegen den Be-
klagten vorgehen könnte. Der Gläubiger würde mithin in die Lage ver-
setzt, sein Interesse doppelt zu realisieren. Dass dies verhindert werden
muss, liegt auf der Hand. Gleiches gilt für Verfahren, in denen Feststel-
lungs- oder Gestaltungsklagen erhoben werden. Auch in diesen Verfahren
wird dem Kläger nur ein einmaliges Klagerecht gewährt, weil ihm für
mehrfache Verfahren das Rechtsschutzbedürfnis fehlt.31 Dieser Rechtsge-
danke hat in der Rechtshängigkeitssperre gem. § 261 ZPO eine normative
Ausgestaltung gefunden. Zudem sollen auch keine unterschiedlichen Ent-
scheidungen über den gleichen Streitgegenstand getroffen werden.32 So
wird einerseits das Ansehen der Justiz nicht gefährdet,33 andererseits wer-
den die Ressourcen des Staates nicht unnötig doppelt in Anspruch genom-
men.34 Schließlich soll der Beklagte hierdurch davor geschützt werden,
gleichzeitig an ggf. verschiedenen Gerichten (in verschiedenen Orten) dem
gleichen Anspruch ausgesetzt zu sein, gegen den er sich zur Wehr setzen
muss.35 Ob die Rechtshängigkeitssperre der Zulässigkeit einer erhobenen
Klage entgegensteht, hängt maßgeblich davon ab, inwieweit sich die gel-
tend gemachten prozessualen Ansprüche decken, ob also der gleiche Streit-
gegenstand vorliegt oder nicht. Insofern ist die Bestimmung des Streitge-
genstands entscheidend für das Eingreifen der Rechtshängigkeitssperre.

30 Foerste, in: Musielak/Voit, § 261 Rn. 3; Geisler, in: Prütting/Gehrlein, § 261 Rn. 3;
Greger, in: Zöller, § 261 Rn. 2.

31 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 261 Rn. 7.
32 Foerste, in: Musielak/Voit, § 261 Rn. 1; Geisler, in: Prütting/Gehrlein, § 261 Rn. 1;

Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 99 Rn. 22.
33 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 261 Rn. 4.
34 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 261 Rn. 4; Foerste, in: Musielak/Voit, § 261

Rn. 1; Saenger, in: Saenger, § 261 Rn. 1.
35 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 261 Rn. 4.
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Anspruchshäufung, -trennung und -verbindung

§ 260 ZPO normiert, dass der Kläger auch mehrere unterschiedliche pro-
zessuale Ansprüche in einem Verfahren geltend machen kann, sofern sie
sich gegen denselben Beklagten richten und dasselbe Prozessgericht zu-
ständig ist. Damit wird die aus prozessökonomischen Gründen sinnvolle,36

aber nicht selbstverständliche Möglichkeit der Erhebung mehrerer Streit-
gegenstände in einem Verfahren festgeschrieben. Aus der Zulässigkeit
selbst leiten sich darüber hinaus Folgen für andere prozessuale Fragestel-
lungen ab. So entscheidet das Vorliegen unterschiedlicher prozessualer An-
sprüche zum Beispiel darüber, welcher Wert einem Verfahren beikommt
und welches Gericht zuständig ist (§ 1 ZPO i.V.m. §§ 23, 71 GVG).37 Au-
ßerdem kann das Gericht eine Prozesstrennung nach § 145 ZPO nur dann
anordnen, wenn unterschiedliche Streitgegenstände in einem Verfahren
behandelt werden. Vice versa ist eine Verfahrensverbindung, also die Ver-
bindung unterschiedlicher Streitgegenstände in einem Verfahren, zulässig,
nachdem diese jeweils rechtshängig gemacht worden sind (§ 147 ZPO). So-
wohl die Verfahrensverbindung als auch die Verfahrenstrennung können
aus prozessökonomischen Gründen sinnvoll sein.38 Das Zusammenspiel
von §§ 145, 147 und 260 ZPO zeigt, wie wichtig eine exakte Bestimmung
des Streitgegenstands ist, um keine Friktionen zwischen verschiedenen
Verfahren zu erzeugen.

Klageänderung

Erkennt der Kläger im Laufe eines bereits rechtshängigen Prozesses, dass
sein geltend gemachter prozessualer Anspruch keine oder geringe Erfolgs-
aussichten aufweist, kann es für ihn aus zeitlichen oder monetären Grün-
den zweckmäßig sein, einen anderen prozessualen Anspruch zum Gegen-
stand des laufenden Verfahrens zu machen, ohne den potentiell negativen
Ausgang des rechtshängigen Verfahrens abzuwarten und sodann eine neue
Klage einreichen zu müssen. Gleichermaßen kann er ein Interesse daran

b.

c.

36 Foerste, in: Musielak/Voit, § 260 Rn. 1; Geisler, in: Prütting/Gehrlein, § 260 Rn. 1.
37 Gehle/Beumers, in: Prütting/Gehrlein, § 2 Rn. 1; Herget, in: Zöller, § 3 Rn. 2; Gott-

wald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 32 Rn. 26.
38 Für die Prozesstrennung BGH, Urt. v. 06.07.1995 – I ZR 20/93, NJW 1995, 3120;

Saenger, in: Saenger, § 145 Rn. 1; für die Prozessverbindung Wagner, in: MüKo,
ZPO, § 147 Rn. 1.
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haben, gegen denselben Beklagten andere materielle Ansprüche geltend zu
machen, die er zunächst nicht im Blick hatte. Schließlich kann ihm auch
daran gelegen sein, bereits erhobene Ansprüche wieder zurückzunehmen.
Die ZPO spricht in diesem Zusammenhang von einer Änderung der Klage
und nicht der Änderung des Streitgegenstands, wenngleich letzteres ge-
meint ist.39 Die Erhebung der Klage begründet nämlich nur das Prozess-
rechtsverhältnis,40 in dessen Rahmen die Parteien ihren Rechtsstreit austra-
gen. Inhalt dieses Prozessrechtsverhältnisses, das durch die Klageschrift
konkretisiert wird, ist aber der Streitgegenstand.41 Sinnvoll erscheint diese
Regelung also nur dann, wenn die Zulassung der Klageänderung meint,
dass im laufenden Prozess der Inhalt des Rechtsstreits modifiziert werden
kann, sofern die Voraussetzungen hierfür vorliegen. § 263 ZPO normiert
die grundsätzliche Zulässigkeit einer solchen Modifikation, knüpft diese
allerdings an bestimmte Voraussetzungen. Bevor im Gerichtsverfahren ge-
prüft werden könnte, ob die Zulässigkeitsvoraussetzungen für eine Klage-
änderung erfüllt sind, muss vorab bestimmt werden, ob überhaupt eine
Klageänderung in Form einer Erweiterung, Beschränkung oder komplet-
ten Änderung des Streitgegenstands vorliegt. Der Zulässigkeitsprüfung
geht somit zwingend die Bestimmung des prozessualen Anspruchs voraus.
Hinter der Zulassung einer solchen Umstellung des Streitgegenstands ste-
hen wiederum die Prozessökonomie und die Schonung der Ressourcen
der Justiz.42 Es soll zwar vermieden werden, dass das Gericht ggf. langwie-
rige Beweisaufnahmen durchführt, ohne dass deren Ergebnisse verwertet
werden können, weil der Kläger sein Begehren dergestalt umstellt, dass
diese Ergebnisse nutzlos werden. Zugleich wird aber einem neuen Prozess
vorgebeugt, der die gleichen Beweisaufnahmen etc. verursacht, die bereits
im ersten Prozess vorgenommen wurden. Eng damit zusammen hängt zu-
dem das Ziel, den Beklagten davor zu schützen, dass der Kläger den Streit-
gegenstand beliebig variiert (§ 263 Abs. 1 Alt. 1 ZPO).43 Andernfalls wäre
der Beklagte damit konfrontiert, auf jedes neue oder geänderte Begehren
des Klägers abermals Schriftsätze einreichen zu müssen, ohne sicher zu
sein, ob der ursprünglich rechtshängig gemachte Streitgegenstand damit

39 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 263 Rn. 1; Geisler, in: Prütting/Gehrlein, § 263
Rn. 2; Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 100 Rn. 1.

40 Zum Prozessrechtsverhältnis im Allgemeinen Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/
Gottwald, § 2.

41 Saenger, in: Saenger, Einf. Rn. 97.
42 Becker-Eberhard, in: MüKo, ZPO, § 263 Rn. 2; Foerste, in: Musielak/Voit, § 263

Rn. 1.
43 Foerste, in: Musielak/Voit, § 263 Rn. 1; Greger, in: Zöller, § 263 Rn. 1.
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erledigt ist oder nicht. Er hat mithin ein Recht darauf, eine Entscheidung
über die gegen ihn geführte Klage zu erlangen (vgl. § 269 Abs. 1 ZPO).44

Rechtskraft

Ergeht schließlich eine Entscheidung des Gerichts in der Sache, entfaltet
diese Rechtskraftwirkung. § 705 ZPO bedingt zunächst den Ausschluss der
Anfechtbarkeit einer gerichtlichen Entscheidung mit ordentlichen Rechts-
behelfen, sobald die dafür vorgesehenen Fristen abgelaufen sind, und da-
mit die formelle Rechtskraft eines Urteils. Sie dient maßgeblich dem Ein-
tritt von Rechtsfrieden, weil das Verfahren grundsätzlich endgültig45 been-
det wird und keine weiteren ordentlichen Rechtsschutzmöglichkeiten
mehr gegen das ergangene Urteil bestehen.46 Neben der Beendigung des
Verfahrens stellt die formelle Rechtskraft gleichzeitig die Grundlage für
den Eintritt der materiellen Rechtskraft dar,47 die noch weitergehende Fol-
gen zeitigt. Sie bestimmt, dass es anderen Gerichten untersagt ist, über den
gleichen Streitgegenstand nochmals – und damit insbesondere anders – zu
entscheiden.48 Die materielle Rechtskraft bindet folglich die Parteien und
alle Gerichte49 inhaltlich an die in der Entscheidung tenorierten Feststel-
lungen50 über den Streitgegenstand. Diese Anordnung dient ebenso wie
die Rechtshängigkeitssperre sowohl der Verhinderung doppelter Prozess-
führung und damit einer endgültigen Beilegung eines Rechtsstreits51 als
auch der Vermeidung unterschiedlicher Entscheidungen verschiedener

d.

44 Foerste, in: Musielak/Voit, § 263 Rn. 1 u. 269 Rn. 1; Gottwald, in: Rosenberg/
Schwab/Gottwald, § 100 Rn. 26.

45 Eine Ausnahme besteht mit Blick auf die Möglichkeit der Erhebung außerordent-
licher Rechtsbehelfe.

46 Ulrici, in: BeckOK, ZPO, § 705 Rn. 12; Götz, in: MüKo, ZPO, § 705 Rn. 17.
47 Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 150 Rn. 2.
48 Vollkommer, in: Zöller, Vor § 322 Rn. 3; Gottwald, in: Rosenberg/Schwab/Gott-

wald, § 150 Rn. 2; Lüke, ZZP 119 (2006), 131, 132; Rimmelspacher, JuS 2004, 560,
561; Schwab, JuS 1976, 69, 74.

49 Gottwald, in: MüKo, ZPO, § 322 Rn. 14; Saenger, in: Saenger, § 322 Rn. 1; Gott-
wald, in: Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 150 Rn. 2.

50 Vollkommer, in: Zöller, Vor § 322 Rn. 31; Brox, JuS 1962, 121; Lüke, ZZP 119
(2006), 131, 132.

51 Rösler, ZZP 126 (2013), 295, 300; v. Ungern-Sternberg, GRUR 2009, 901, 904.
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